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Im Transmitter und anderswo ist bereits über den 
Start des Sendebetriebes eines rechten Senders in 
Hamburg auf DAB+ berichtet worden. 

Der Sender war zuerst durch die Medienanstalt 
Berlin-Brandenburg zugelassen worden – bundes-
weit. Danach folgte ein Platz im Saarland, dann in 

Heute, da sich die Linkspartei in ihre Partikel auflöst 
während Olaf Scholz Kanzler ist, fällt es schwer sich 
das vorzustellen: vor 20 Jahren entstand diese Partei 
aus der alten PDS und dem Flügel der SPD, der die 
Hartz-Reformen ablehnte. 

Die Hartz-Reformen, vor allem HartzIV, das 
meinte die Einführung von workfare in Deutschland 
– wer als Arbeitslos:r zumutbare Arbeit ablehnte – 
was zumutbar ist bestimmt das Jobcenter – wurde 
sanktioniert und schikaniert. HartzIV übte so einen 
Druck auf den Arbeitsmarkt aus, das Deutschland 
als hochproduktives Billiglohnland die europäische 
Nachbarschaft kaputt konkurrieren konnte. Auftrag 
erfüllt, doch niemand dankte es der SPD. Sinkende 
Mitgliederzahlen und schlechte Wahlergebnisse, in 
einigen Regionen Ostdeutschlands die Fünf-Pro-
zent-Hürde in Sicht: 2022 wollte sich die SPD-Füh-
rung endlich von dem Trauma verabschieden. 

UPDATE #1
ZULASSUNG  
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HARTZ IV – GEHE DIREKT ZURÜCK,  
ZIEHE KEINE 4.000 € EIN

Hamburg. Ein kleines Teilchen Klärung zum „Zu-
lassungsverfahren“ des Sendeplatzes in Hamburg 
konnte FSK inzwischen erfahren: Entgegen der bis-
herigen Berichterstattung ist es nicht so, dass einer 
der den Medienanstalten beigestellten Medienräte 
einen DAB+-Platz in einem weiteren Bundesland 
„für unbedenklich“ erklären oder den Sendebetrieb 
anderweitig absegnen muss. 

Wenn ein Sender einen bundesweiten Platz bei 
der Betreiberin Media Broadcast und der MABB 
erhalten hat, kann die Betreiberin dem Sender für 
alle weiteren Bundesländer einen Platz bereit stellen, 
vorausgesetzt die Finanzierung ist gewährleistet. 
Daher lautet die aktuellste Frage: was sind denn die 
Auswahlkriterien für die Media Broadcast? Wer 
steht auf der Warteliste ganz oben, wer ist als 
Kund*in nicht so interessant? 

Wir hoffen, dass wir zu dieser Frage – zumindest 
für’s Protokoll –wenigstens in diesem Jahr – irgend-
etwas deutbares herausfinden werden. Darüber hin-
aus gilt weiterhin: was kann Freies Radio zur Stär-
kung antifaschistischer Inhalte und Netzwerke 
beitragen? Die Diskussion führen wir weiter!

Eure Geschäftsführungs-AG

Mit dem Bürgergeld sollte alles etwas milder, 
netter, weniger schikanös werden. Doch nach nur 
zwei Jahren zieht die sozialdemokratische 
Führungsebene die Reißleine. Alles zurück, Sank-
tionen, Schikanen, zumutbare Arbeit – alles wieder 
da, und schlimmer. 

Was ist passiert? Zwei Jahre mediale Hetze, zwei 
Jahre Druck aus der Wirtschaft, zwei Jahre „Ex-
pert:innen“, die das Bürgergeld als bedingungsloses 
Grundeinkommen apostrophierten. Vor allem aber 
eine Arbeiter:innenklasse und eine untere Mittel-
schicht, deren Angehörige darauf bestehen, dass es, 
wenn es ihnen schon (Inflation, Krieg, Krise) nicht 
gut geht, auf jeden Fall jemanden geben müsse, dem 
es schlechter geht. Nicht für das gute Leben kamp-
fend, sondern für das schlechte der anderen. Die 
Liebe zum „Lohnabstandsgebot“ – ein Item der 
neuen F-Skala.� Sten


